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Entscheidungsvorlage zur Ergänzung des ÖPNV-  
Infrastrukturfnanzierungsplans 
Sitzung des Verkehrsausschusses am 21.01.2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

hiermit übersende ich Ihnen eine Entscheidungsvorlage, welche die Auf-

nahme der Infrastrukturmaßnahme „Barrierefreier Ausbau von Haltestel-

len im Mittelstreifen der B1 in Dortmund“ in den ÖPNV-

Infrastrukturfinanzierungsplan des Landes Nordrhein-Westfalen vor-

schlägt, mit der Bitte um Weiterleitung an die Mitglieder des Verkehrs-

ausschusses.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Oliver Krischer 
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Parlamentspapiere
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Hintergrund 

Eine Grundvoraussetzung für moderne, vernetzte, intermodale Mobilität ist eine barriere-

freie Verknüpfung der Verkehrsträger. Im Personenbeförderungsgesetz (PBefG) hat der 

Gesetzgeber für die Nahverkehrsplanung der Aufgabenträger das Ziel formuliert, für die 

Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) bis zum 1. Januar 2022 eine 

vollständige Barrierefreiheit zu erreichen. Aufgabenträger sind die zuständigen Kreise, 

kreisfreien Städte und einige kreisangehörige Städte, deren Verkehrsunternehmen und 

der jeweiligen kommunalen Beteiligungsgesellschaften. Hier gilt das verfassungsmäßig 

garantierte Recht der kommunalen Selbstverwaltung. Das Land unterstützt die Kommu-

nen bei dieser Aufgabe und fördert die barrierefreie Gestaltung von (Stadt-, Straßenbahn- 

und Bus) Haltestellen gemäß § 13 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahver-

kehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) im besonderen Landesinteresse. 

 

Der ÖPNV-Infrastrukturfinanzierungsplan umfasst nur Maßnahmen mit zuwendungsfähi-

gen Ausgaben von mehr als fünf Millionen Euro, die vom Land nach § 13 Absatz 1 

ÖPNVG NRW gefördert werden sollen. Nach erbrachtem und abgestimmtem Nachweis 

der Wirtschaftlichkeit (als Standardisierte Bewertung) legt das zuständige Ministerium 

dem Verkehrsausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen die Maßnahme mit der Bitte 

um Herstellung des Einvernehmens zur Aufnahme in den ÖPNV-Infrastruktur-

finanzierungsplan vor. 

Durch die gesetzliche Aufstockung der Bundesfinanzhilfen im Rahmen des Gemeinde-

verkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) stehen jährlich mindestens zwei Mrd. Euro pro 

Jahr zum Ausbau des ÖPNV zur Verfügung. Diese werden ab 2026 mit 1,8 Prozent jähr-

lich dynamisiert. Bis zum Jahr 2030 können nachranging auch nach § 2 Absatz 2 Nr. 1 

GVFG der „Bau und Ausbau von Bahnhöfen und Haltestellen des schiengebundenen 

öffentlichen Personennahverkehrs“ durch Zuwendungen aus den Bundesfinanzhilfen ge-

fördert werden. Da für die Förderung die Regelungen des GVFG zu Grunde zu legen 

sind, gehört zur Prüffähigkeit des Finanzierungsantrags auch eine Wirtschaftlichkeitsbe-

trachtung gemäß Verfahrensanleitung 2016+. 
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„Barrierefreier Ausbau von Haltestellen im Mittelstreifen der B1 in Dortmund“ 

Die Stadtbahnstrecke 82 wurde letztmalig im Jahr 1992 im Bereich Kohlgartenstraße bis 

Stadtkrone Ost als Stadtbahnzulaufstrecke ausgebaut. Die Haltestellen befinden sich in 

Mittellage der Bundesstraße 1. Die Bahnsteige weisen im gesamten Bereich Bahnsteig-

höhen von 38 cm über Schienenoberkante auf. Mit Novellierung des Persönenbeförde-

rungsgesetzes zum 01.01.2013 wurde das Ziel der vollständigen Barrierefreiheit bis zum 

01.01.2022 festgesetzt. Die Maßnahme zahlt auf diese Zielerreichung ein. Die fünf Hal-

testellen Stadtkrone Ost, Max-Eyth-Straße, Lübkestraße, Voßkuhle und Kohlgarten-

straße werden im Zuge des Vorhabens vollständig barrierefrei ausgebaut. Dies umfasst 

im wesentlichen eine barrierefreie Zuwegung zu den Haltestellen, die Bahnsteigerhöhung 

auf 94 cm über Schienenoberkante und breitere Bahnsteige. Der Nachweis der wirt-

schaftlichen Vorteilhaftigkeit ist mit einem Nutzen-Kosten-Indikator von 1,18 erbracht. 

 

Die Landesregierung hat die Planungsleistungen der HOAI Leistungsphasen 1-4 inklu-

sive Standardisierte Bewertung auf Grundlage der Richtlinie zur Förderung von Pla-

nungsleistungen zur Bildung eines Planungsvorrates mit 413.200 € an Landesfinanzhil-

fen unterstützt. 

 

Für diese Maßnahme wurde bereits im Januar 2025 durch den VRR ein vorzeitiger zu-

wendungsunschädlicher Maßnahmenbeginn genehmigt, damit der Baubeginn im Früh-

jahr 2026 erfolgen kann. Die Fertigstellung und Inbetriebnahme der Anlange soll Ende 

2030 erfolgen.  

 

Mit Stand vom 20. Januar 2025 betragen die Gesamtkosten für das Vorhaben 65.361.900 

Euro. Die Zuwendung beträgt 95 Prozent der geprüften zuwendungsfähigen Kosten. Der 

Anteil des Bundes liegt hier bei 60 Prozent, der des Landes 35 Prozent. Die Förderung 

durch das Land Nordrhein-Westfalen läge gemäß den Antragsunterlagen bei ca. 20,6 

Millionen Euro. Die Finanzierung des Landes erfolgt aus der Titelgruppe 72. 

 

Beschlussvorschlag 

Der Verkehrsausschuss stellt auf Grundlage dieser Vorlage das Einvernehmen zur Auf-

nahme der Infrastrukturmaßnahme „Barrierefreier Ausbau von Haltestellen im Mittelstrei-

fen der B1 in Dortmund“ in den ÖPNV-Infrastrukturfinanzierungsplan des Landes Nord-

rhein-Westfalen her. 


